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Die deutschen Reaktionen auf die griechischen Reparationsforderungen 

Deutsche Zahlungsmoral
Von  Peter Nowak

Die griechische Regierung hat die Reparationsforderungen an Deutschland auf
278,7 Milliarden Euro beziffert. Die deutsche Öffentlichkeit reagiert mit Kritik
und Vorwürfen.

»Herr Straubinger, ist die Geduld mit Griechenland unendlich? Was müssen wir uns
eigentlich alles noch zumuten?« Mit dieser Frage leitete Gerd Breker vom Deutschlandfunk
vorige Woche ein Interview mit dem parlamentarischen Geschäftsführer der CSU, Max
Straubinger, ein. Kurz zuvor hatte die griechische Regierung ihre Reparationsforderung an
Deutschland konkretisiert. Auf die Summe von 278,7 Milliarden Euro komme nach einer
ersten Auswertung ein Parlamentsausschuss, der sich mit den Entschädigungen befasst,
teilte der stellvertretende griechische Finanzminister Dimitris Mardas am Montag voriger
Woche im griechischen Parlament mit.

In Deutschland fielen die abwehrenden Reaktionen auf diese Forderung heftig aus. Breker
bringt dabei letztlich nur auf den Punkt, was die Bild-Zeitung schon vor Wochen in einer
regelrechten Anti-Griechenland-Kampagne formuliert hat: »Kein deutsches Geld an
Griechenland.« Endlich scheinen die Deutschen ein Land gefunden zu haben, dem sie
unmissverständlich klarmachen können, was viele bereits unmittelbar nach Kriegsende im
Jahr 1945 gedacht haben, aber nicht so laut und deutlich von sich geben konnten.
Deutschland will sich seine NS-Verbrechen nicht mehr vorhalten lassen. Wer sich nicht
daran hält, wird von Straubinger im Interview mit dem Deutschlandfunk zurechtgewiesen.
»Es ist richtig, dass Griechenland das politische Berlin, aber insgesamt auch die
Bürgerinnen und Bürger in Deutschland gehörig strapaziert.« Breker sekundiert ihm: »Es
gibt keine konkrete Sparliste. Stattdessen erleben wir Reparationsforderungen gegen
Deutschland in Höhe von fast 280 Milliarden Euro.« Straubinger befindet, dass sich
Griechenlands Regierung mit einer solchen Forderung »lächerlich macht in der gesamten
Völkergemeinschaft und insbesondere in der Europäischen Union«.

Solche Äußerungen sagen viel über ein Deutschland, das sich mittlerweile anscheinend so
mächtig fühlt, dass es nicht einmal mehr für nötig hält, 70 Jahre nach dem Ende des
Nationalsozialismus die Opfer mit Entschuldigungsfloskeln zu beruhigen. Dazu passt, dass

https://shop.jungle.world/autorin/peter-nowak


hierzulande in einigen Medien suggeriert wird, die Reparationsforderungen seien eine
Erfindung der neuen griechischen Regierung. Dabei werden seit Jahrzehnten von
griechischen Opferverbänden immer wieder Reparationsforderungen erhoben. Hierzulande
berichteten auch nur wenige Medien über eine Mitteilung der jüdischen Gemeinde in
Thessaloniki von Ende Februar vorigen Jahres, in der sie, anlässlich des anstehenden
Griechenlandbesuchs von Bundespräsident Joachim Gauck, ihre Forderungen nach
Entschädigungszahlungen für die Naziverbrechen bekräftigte.
Es gehe um »immaterielle Schäden« sowie ein Lösegeld in Höhe von 2,5 Millionen
Drachmen, das 1943 an den Regionalkommandanten der Nazis gezahlt worden sei,
erläuterte der Vorsitzende der jüdischen Gemeinde David Saltiel. Mit dieser Summe, die
nach heutigem Stand 45 Millionen Euro entspreche, seien damals Tausende Juden von der
Zwangsarbeit freigekauft worden. Saltiel hoffte, dass das Thema bei Gaucks Besuch in
Griechenland Anfang März vorigen Jahres zur Sprache kommen würde. Ansonsten werde
man auch versuchen, die Forderungen vor dem Europäischen Gerichtshof für
Menschenrechte durchzusetzen, hieß es in einer Mitteilung der Jüdischen Gemeinde
Thessaloniki. In Athen sagte Griechenlands damaliger Staatspräsident Karolos Papoulias,
mit Verhandlungen über Reparationen sowie die Rückzahlung einer von der NS-Diktatur
erhobenen Zwangsanleihe müsse »so schnell wie möglich« begonnen werden. Gauck
sagte dazu: »Sie wissen, dass ich darauf nur so antworten kann, dass ich meine, der
Rechtsweg dazu ist abgeschlossen.«
Da die von den Konservativen gestellte griechische Regierung die Reparationsforderungen
gegenüber der Bundesregierung nicht allzu offensiv vertrat, interessierte sich in
Deutschland auch kaum jemand dafür. Man überging sie schweigend. Das ist nicht mehr
möglich, seit die neue griechische Regierung die konkret bezifferte
Entschädigungsforderung gegenüber Deutschland präsentierte. Saltiel klassifizierte die
Forderungen bereits Mitte März im Interview mit der Jüdischen Allgemeinen.
»Sie sind mehr als berechtigt. Auf jeden Fall soll die Zwangsanleihe, die sich Deutschland
1942 von der griechischen Notenbank hat auszahlen lassen, endlich zurückgegeben
werden. Die beläuft sich mittlerweile auf mehr als zehn Milliarden Euro«, betonte er. Saltiel
zog auch eine bittere Bilanz der deutschen Ignoranz gegenüber den griechischen NS-
Opfern. »Es gibt kein deutsches Entgegenkommen. Im Jahr 2000 hatte das höchste
griechische Gericht beschlossen, das Eigentum der Bundesrepublik Deutschland, dass sich
in Griechenland befindet, gepfändet werden darf, um die Opfer des Massakers von
Distomo zu entschädigen. 1944 hatten die Nazis dort sämtliche verbliebenen
Dorfbewohner erschossen. Unglücklicherweise zogen die Kläger aber nach Straßburg, wo
sie vor dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte scheiterten.«
Auf die Frage nach den speziellen Forderungen der griechischen Juden antwortete Saltier:
»Wenigstens die Fahrkarten sollte die Regierung in Berlin uns erstatten, die wir 1943
haben lösen müssen. Den Juden aus Thessaloniki war von den deutschen Besatzern
gesagt worden, sie müssten sich Zugtickets kaufen, auf sie warte woanders eine gute
Zukunft. Das waren 50 000 Menschen, von denen die meisten nach Auschwitz deportiert
wurden.«

Dass man solche Stimmen in Deutschland kaum wahrnimmt, ist kein Zufall. Schließlich
würde es dann nicht mehr so leicht fallen, die Reparationsforderungen als eine Rache der
neuen griechischen Regierung abzutun und mit dem Ratschlag zu kommen, die Griechen



sollten lieber ihre Schulden bezahlen und ihre Hausaufgaben bei der Umsetzung der
Austeritätspolitik machen, anstatt Deutschland zu brüskieren.
Eine andere Begründung für Deutschlands Weigerung, Reparationen und Schulden an
Griechenland zu zahlen, präsentierte Ulrike Herrmann in der Taz, die in ihrem Kommentar
kritisiert, dass Deutschland seit Jahrzehnten trickse, um Ansprüche der Griechen
abzuwehren, aber die Forderung von 278,7 Milliarden Euro für realitätsfern hält. »Dieses
Geld hat die Bundesrepublik nicht. Denn leider haben die Nationalsozialisten ja nicht nur in
Griechenland gewütet, sondern auch in Frankreich, den Niederlanden, Dänemark und
besonders in Polen, Russland oder der Ukraine.«
Der Logik, weil Deutschland besonders verbrecherisch gewesen sei, könne es den
Forderungen nur mit einer symbolischen Summe nachkommen, verweigert sich der
Hamburger Historiker Karl Heinz Roth. In der im April erschienen Flugschrift »Griechenland
am Abgrund. Die deutsche Reparationsschuld« schlägt er vor, die Schulden durch den
Transfer eines erheblichen Teils der Goldreserven der Deutschen Bundesbank nach
Griechenland zu begleichen. Mit dem Geld sollten unter anderem Sofortmaßnahmen für
die notleidende Bevölkerung Griechenlands, die Abschreibung der griechischen
Staatsschulden bei der Europäischen Zentralbank sowie ein wirtschaftlicher Wiederaufbau
finanziert werden. Zusätzliche Goldbarren sollte die Bundesbank für einen Fonds zur
Entschädigung der NS-Opfer und ihrer Angehörigen in Griechenland zur Verfügung stellen.
Derzeit wäre es allerdings schon ein Fortschritt, wenn sich die Forderung »Deutsche
Goldreserven nach Griechenland« in der außerparlamentarischen Linken hierzulande
verbreiten würde. Schließlich fehlt immer noch eine adäquate Antwort auf die Kampagne
von Bild und jene, die die Euro-Krise nutzen, um griechische Reparationsforderungen zu
diskreditieren.
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